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WIEDER 10% UMSATZSTEUER AUF BE-
HERBERGUNGSLEISTUNGEN 
Ab 1. November 2018 wurde der Umsatzsteuersatz für 
Beherbergungsleistungen wieder auf 10% gesenkt (in der 
Zeit zwischen 1.5.2016 bis 31.10.2018: 13%). Ist der Preis 
für ein Frühstück im Beherbergungsentgelt enthalten, 
fallen dann dafür ebenfalls nur 10% Umsatzsteuer an. 

EDITORIAL  

Werte Klientinnen und Klienten, liebe Leser!

Als ich im Jahr 2002 die Leitung der Steuerbera-
tungskanzlei meines Vaters übernommen hatte, 
war mir eines sehr schnell klar: Dieses Büro erfolg-
reich weiterzuführen und langfristig im Pinzgau in 
dieser Größe zu erhalten, schafft man nicht alleine.
Unser Unternehmen als klassisches Steuerbera-
tungsunternehmen mit der breiten Angebotspalette 
aus Lohnverrechnung, Buchhaltung, Bilanzierung 
und Beratung lebt von den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern, die tagtäglich mit Einsatz für Sie und 
Ihre Betriebe arbeiten und qualitative Dienstlei-
stungen erbringen. 

Gerade die pensionsbedingten Abgänge in diesem 
und im nächsten Jahr – an dieser Stelle darf ich 
auf die Seite WINNER INTERNA verweisen - zeigen 
einmal mehr auf, wie wichtig unsere Mitarbeiter als 
tragende Säulen des Unternehmens sind. Lang-
jährige Mitarbeiter sind eine Garantie für Bestän-
digkeit, sie kennen nicht nur die fachliche Materie, 
in der sie sich laufend weiterbilden, sondern sie 
kennen sehr genau unsere Klienten mit ihren An-
liegen, Wünschen und Bedürfnissen.
Auch wenn jeder Abgang einer Mitarbeiterin bzw. 
eines Mitarbeiters für ein Unternehmen auch ein 
persönlicher Verlust ist, ist der neue Lebensab-
schnitt den Pensionsberechtigten wohlvergönnt. 
Dies bringt auch die Chance mit jüngeren Mitar-
beitern die Zukunft abzusichern und Neues in den 
Betrieb zu bringen. 

Apropos langjährige Mitarbeiter: Stolz darf ich auf 
unsere durchschnittliche Dauer der Betriebszuge-
hörigkeit sein. Obwohl diese durch Neuzugänge in 
den letzten Jahren im Sinken ist, haben wir mit 
Ende 2018 eine durchschnittliche Zugehörigkeits-
dauer von exakt 15 Jahren. Dies spricht für unsere 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und ich darf in 
aller Bescheidenheit zugeben, wohl auch indirekt 
für ein Betriebsklima, das zumindest den Abgang 
aus diesen Gründen gering hält.

Der respektvolle, wertschätzende und auch herzliche 
Umgang miteinander ist etwas, das mir sehr wichtig 
ist und uns jeden Tag motivieren sollte, an der 
Qualität unseres Unternehmens weiter zu arbeiten. 
Auch deswegen bin ich immer wieder dankbar, 
dieses Team leiten zu dürfen. 

Ich darf mich im Namen unserer Belegschaft für 
Ihre Treue bedanken, wünsche Ihnen eine ruhige 
und friedvolle Adventszeit und jetzt schon viel Erfolg 
und Gesundheit für das kommende Jahr!

Herzlichst Ihr 
Martin Winner

ARBEITSPLATZNAHE DIENSTWOHNUNGEN
Für arbeitsplatznahe Dienstwohnungen war bis zu einer 
Größe bis 30 m2 kein Sachbezug bzw. bei einer Größe von 
über 30 m2 bis 40 m2 ein um 35% verminderter Sachbezug 
anzusetzen, wenn die rasche Verfügbarkeit des Arbeit-
nehmers am Arbeitsplatz nach der Natur des Dienstver-
hältnisses im besonderen Interesse des Arbeitgebers 
liegt. Aufgrund einer Änderung der Sachbezugswertever-
ordnung entfällt rückwirkend ab 1.1.2018 diese Voraus-
setzung der raschen Verfügbarkeit des Arbeitnehmers. 
Erforderlich ist daher nur mehr, dass die arbeitsplatznahe 
Unterkunft (Wohnung, Appartement, Zimmer) nicht den 
Mittelpunkt der Lebensinteressen des Arbeitnehmers bildet. 

FAMILIENBONUS PLUS FÜR IM AUSLAND 
LEBENDE KINDER
Ab 1.1.2019 steht Steuerpflichtigen der Familienbonus Plus 
als neuer Absetzbetrag in der Höhe von 1.500 E pro Kind 
und Jahr bis zum 18. Lebensjahr des Kindes zu. Nach dem 
18. Geburtstag des Kindes steht ein reduzierter Familien-
bonus in Höhe von € 500 jährlich zu, sofern für dieses Kind 
Familienbeihilfe bezogen wird. Die monatlichen Beträge 
belaufen sich auf € 125 bzw. € 41,68.
Der Familienbonus in der gesetzlich vorgesehenen Höhe 
steht aber nur für Kinder im Inland zu. Für Kinder im EU/
EWR-Raum, bzw. in der Schweiz, wird der Familienbonus 
Plus indexiert (erhöht oder vermindert) und damit an das 
Preisniveau des Wohnsitzstaates angepasst. Für Kinder, 
die in Drittstaaten leben, das heißt außerhalb des EU/
EWR-Raumes oder der Schweiz, gibt es keinen Familien-
bonus. Auch die Höhe des Alleinverdiener/-erzieher/-ab-
setzbetrages sowie des Unterhaltsabsetzbetrages wird 
bei im  EU/EWR-Raum bzw. der Schweiz lebenden Kin-
dern indexiert. Die Indexierung dieser Beträge wird – 
ebenso wie die geplante Indexierung der Familienbeihilfe – 
von vielen Experten als EU-rechtlich bedenklich eingestuft. 
Im Bundesgesetzblatt wurden nun die Anpassungsfak-
toren veröffentlicht, mit denen die gesetzlichen Beträge 
für im EU/EWR-Raum bzw. in der Schweiz lebende Kinder 
anzupassen sind. Die höchsten Beträge ergeben sich da-
bei für in der Schweiz lebende Kinder (€ 190 / € 63,35), die 
niedrigsten Sätze werden für Bulgarien angeführt (€ 
56,25 / € 18,76). 

Vor einigen Tagen wurde im Parlament eine Regierungs-
vorlage eingebracht, die die Indexierung der Familienbei-
hilfe und des Kinderabsetzbetrages ab 1.1.2019 vorsieht

ALLGEMEINES

www.kanzlei-winner.at
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STEUERTIPPS FÜR UNTERNEHMER

INVESTITIONEN VOR DEM JAHRESENDE 
■ Wenn Sie heuer noch Investitionen tätigen, müssen Sie 

das Wirtschaftsgut auch noch bis zum 31.12.2018 in Be-
trieb nehmen, damit Sie eine Halbjahresabsetzung gel-
tend machen können. Mit der Bezahlung können Sie sich 
aber bis zum nächsten Jahr Zeit lassen.

■ Investitionen mit Anschaffungskosten bis € 400 (exklu-
sive USt. bei Vorsteuerabzug) können sofort als gering-
wertige Wirtschaftsgüter (GWG) abgesetzt werden.

■ Stille Reserven aus der Veräußerung von mindestens 
sieben Jahre alten Anlagegütern können unter be-
stimmten Voraussetzungen bei natürlichen Personen 
auf Ersatzbeschaffungen übertragen oder einer Über-
tragungsrücklage zugeführt werden.

DISPOSITION ÜBER ERTRÄGE/EINNAHMEN 
BZW. AUFWENDUNGEN/AUSGABEN
Bilanzierer haben durch Vorziehen von Aufwendungen und 
Verschieben von Erträgen einen gewissen Gestaltungs-
spielraum. Beachten Sie auch, dass bei halbfertigen Arbeiten 
und Erzeugnissen eine Gewinnrealisierung unterbleibt. 

Einnahmen-Ausgaben-Rechner können ebenfalls durch 
Vorziehen von Ausgaben (z.B. Akonto auf Wareneinkäufe, 
Mieten 2019 oder GSVG-Beitragsnachzahlungen für das 
Jahr 2018) und Verschieben von Einnahmen ihre Einkünfte 
steuern. Dabei ist aber zu beachten, dass regelmäßig wieder- 
kehrende Einnahmen und Ausgaben, die 15 Tage vor oder 
nach dem Jahresende bezahlt werden, dem Jahr zuzu-
rechnen sind, zu dem sie wirtschaftlich gehören.

TIPP
Sollten sie bereits in vergangenen Jahr ent-
sprechende Vorauszahlungen geleistet haben, 
dann gilt es bei gleicher Gewinnerwartung für 
2018 zu überlegen, ob nicht auch heuer erneut 
diese Vorauszahlung geleistet werden sollte, 
da es ansonsten zu einer Nachversteuerung 
dieses Einmaleffektes kommt.

TIPP
Die Gruppenbesteuerung kann überdies auch 
zur steueroptimalen Verwertung von Finan-
zierungskosten im Zusammenhang mit dem 
Erwerb von Anteilen an einer Kapitalgesell-
schaft verwendet werden, außer die Anteile 
wurden von einer Konzerngesellschaft oder 
einem Gesellschafter mit beherrschendem 
Einfluss erworben. 

TIPP
Auch der Verlust eines Einnahmen-Ausgaben-
Rechners ist unbeschränkt vortragsfähig

STEUEROPTIMALE VERLUST- 
VERWERTUNG 

Verrechnung von Verlustvorträgen
Vortragsfähige Verluste können bei der Körperschaft-
steuer nur bis zu 75% des Gesamtbetrags der Einkünfte 
verrechnet werden. Ausgenommen von dieser 25%igen 
Mindestbesteuerung sind u.a. Sanierungsgewinne und 
Gewinne aus der Veräußerung von (Teil-)Betrieben und 
Mitunternehmeranteilen. Bei der Einkommensteuer sind 
Verluste zu 100% mit dem Gesamtbetrag der Einkünfte zu 
verrechnen. Diese Regelung führt in jenen Fällen zu 
Nachteilen, in denen die vortragsfähigen Verluste annä-
hernd so hoch wie der Gesamtbetrag der Einkünfte sind, 

da die Vorteile der niedrigen Tarifstufen bei der Einkom-
mensteuer nicht ausgenützt werden können und auch 
Sonderausgaben und außergewöhnliche Belastungen 
steuerlich ins Leere gehen. 

Verlustverwertung bei Kapitalgesellschaften durch 
Gruppenbesteuerung 
Im Rahmen der Gruppenbesteuerung können die innerhalb 
einer Unternehmensgruppe bei einzelnen in- oder aus-
ländischen Kapitalgesellschaften angefallenen Verluste 
steueroptimal verwertet werden. Für die Begründung einer 
steuerlichen Unternehmensgruppe ist neben der ab Beginn 
des Wirtschaftsjahres erforderlichen finanziellen Verbin-
dung (Kapitalbeteiligung von mehr als 50% und Mehrheit 
der Stimmrechte) die Stellung eines Gruppenantrags beim 
zuständigen Finanzamt erforderlich. Dieser muss späte-
stens vor dem Bilanzstichtag (der einzubeziehenden Ge-
sellschaft) jenes Jahres gestellt werden, für das er erst-
mals wirksam sein soll. Kapitalgesellschaften, die auf 
den 31.12.2018 bilanzieren und die bereits seit Beginn 
ihres Wirtschaftsjahres (im Regelfall seit 1.1.2018) im 
Sinne der obigen Ausführungen finanziell verbunden sind, 
können daher durch die Stellung eines Gruppenantrags 
bis zum 31.12.2018 noch für das gesamte Jahr 2018 eine 
steuerliche Unternehmensgruppe bilden bzw. in eine be-
reits bestehende Gruppe aufgenommen werden. Sie kön-
nen damit die im Jahr 2018 bei einzelnen Gruppengesell-
schaften erwirtschafteten Verluste noch im Jahr 2018 von 
den Gewinnen 2018 anderer Gruppengesellschaften steu-
erlich absetzen.

Beachten Sie auch, dass für Vorgruppenverluste von 
Gruppenmitgliedern, die mit eigenen Gewinnen des Gruppen- 
mitglieds zu verrechnen sind, die 75% Verlustverrech-
nungsgrenze nicht gilt.

Durch die Einbeziehung ausländischer Tochtergesell-
schaften können auch Auslandsverluste in Österreich 
verwertet werden. Allerdings können nur ausländische 
Kapitalgesellschaften einbezogen werden, wenn sie in 
einem EU-Staat oder in einem Drittstaat, mit dem eine 
umfassende Amtshilfe besteht, ansässig sind. Verluste 
ausländischer Gruppenmitglieder können im Jahr der 
Verlustzurechnung höchstens im Ausmaß von 75% des 
gesamten inländischen Gruppeneinkommens berück-
sichtigt werden. Die verbleibenden 25% gehen in den Ver-
lustvortrag des Gruppenträgers ein.
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Verluste bei kapitalistischen Mitunternehmern nur vor-
tragsfähig
Bei natürlichen Personen sind Verluste als kapitalistische 
Mitunternehmer nicht ausgleichsfähig, insoweit dadurch 
ein negatives steuerliches Kapitalkonto entsteht. Derartige 
Verluste sind als Wartetastenverluste für künftige Ge-
winne (oder Einlagen) aus derselben Einkunftsquelle  
vortragsfähig. 

GEWINNFREIBETRAG
Als Abgeltung für die begünstigte Besteuerung des 13./14.
Gehalts der Lohnsteuerpflichtigen steht allen einkom-
mensteuerpflichtigen natürlichen Personen der Gewinn-
freibetrag (GFB) unabhängig von der Gewinnermittlungsart 
zu und beträgt bis zu 13% des Gewinns, max € 45.350 pro 
Jahr.

Gewinn in € %-Satz GFB GFB in € insges. €

bis 175.000 13% 22.750 22.750

175.000 – 350.000 7% 12.250 35.000

350.000 – 580.000 4,5% 10.350 45.350

über 580.000 0% 0 45.350

Ein Grundfreibetrag von 13% von bis zu € 30.000 Gewinn 
steht Steuerpflichtigen automatisch zu (13% von € 30.000 
= € 3.900). Für Gewinne über € 30.000, steht ein über den 
Grundfreibetrag hinausgehender (investitionsbedingter) 
GFB nur zu, wenn der Steuerpflichtige im betreffenden 
Jahr bestimmte Investitionen getätigt hat. Als begünstigte 
Investitionen kommen ungebrauchte, abnutzbare körper-
liche Wirtschaftsgüter mit einer Nutzungsdauer von min-
destens 4 Jahren in Betracht, wie beispielsweise Maschinen, 
Betriebs- und Geschäftsausstattung, LKW, Hardware und 
Gebäudeinvestitionen ab Fertigstellung. Ausgeschlossen 
sind PKW, Software und gebrauchte Wirtschaftsgüter. 
Auch bestimmte Wertpapiere können für die Geltendma-
chung eines investitionsbedingten GFB herangezogen 
werden. Das sind alle Anleihen sowie Anleihen- und Im-
mobilienfonds, welche als Deckungswertpapiere für die 
Pensionsrückstellung zugelassen sind. Diese Wertpapiere 
müssen ab dem Anschaffungszeitpunkt mindestens  
4 Jahre als Anlagevermögen gewidmet werden. Am ein-
fachsten ist es nach wie vor, die für den investitionsbe-
dingten GFB erforderliche Investitionsdeckung bei Gewinnen 
über € 30.000 durch den Kauf der begünstigten Wertpa-
piere zu erfüllen. Für den GFB angeschaffte Wertpapiere 
können jederzeit verpfändet werden. 

Um den GFB optimal zu nutzen, sollte etwa bis Mitte  
Dezember gemeinsam mit dem Steuerberater der erwar-
tete steuerliche Jahresgewinn 2018 geschätzt und der vo-
raussichtlich über € 3.900 (= Grundfreibetrag!) liegende 
Gewinnfreibetrag nach den oben dargestellten Stufen  
ermittelt und entsprechende Wertpapiere gekauft werden. 

WICHTIG: die Wertpapiere müssen am 31.12.2018 auf Ihrem 
Depot liegen!

TIPP 1
Auch für selbständige Nebeneinkünfte (z.B. 
aus einem Werk- oder freien Dienstvertrag), 

Bezüge eines selbständig tätigen Gesell-
schafter-Geschäftsführers oder Aufsichts-
rats- und Stiftungsvorstandsvergütungen steht 
der GFB zu.

TIPP 2
Bei Inanspruchnahme einer Betriebsausgaben- 
pauschalierung steht nur der Grundfreibetrag 
(13% von € 30.000 = € 3.900) zu; in diesem 
Fall muss daher für den GFB nichts investiert 
werden.

WAS SIE BEI DER STEUERPLANUNG FÜR 
2018 BEACHTEN SOLLTEN

Langfristige Rückstellungen 
Langfristige Rückstellungen sind mit einem fixen Zinssatz 
von 3,5% über die voraussichtliche Laufzeit abzuzinsen.  

Managergehälter 
Gehälter, die € 500.000 brutto pro Person im Wirtschafts-
jahr übersteigen, sind vom Betriebs-ausgabenabzug aus-
geschlossen. Diese Bestimmung ist aber nicht nur auf 
Managergehälter anzuwenden, sondern betrifft alle echten 
Dienstnehmer und vergleichbar organisatorisch einge-
gliederte Personen (inklusive überlassene Personen), unab- 
hängig davon, ob sie aktiv tätig sind oder in der Vergan-
genheit Arbeits- oder Werkleistungen erbracht haben. 

Freiwillige Abfertigungen und Abfindungen sind nur mehr 
insoweit als Betriebsausgabe abzugsfähig, als sie beim 
Empfänger der begünstigten Besteuerung gem § 67 Abs 6 
EStG mit 6% unterliegen. Bei der Bildung der steuerlichen 
Abfertigungsrückstellung (für freiwillige Abfertigungen) 
können ebenfalls nur mehr die steuerlich abzugsfähigen 
Beträge zu Grunde gelegt werden. Diese Regelung betrifft 
vor allem Abfertigungsrückstellungen von Vorstands- 
mitgliedern, die keinen Anspruch auf die gesetzliche Ab-
fertigung haben. Bereits bestehende Abfertigungsrück-
stellungen können solange steuerlich nicht dotiert werden, 
als der nach den neuen einschränkenden Bestimmungen 
ermittelte Wert niedriger ist.

SPENDEN AUS DEM BETRIEBSVERMÖGEN 
Spenden aus dem Betriebsvermögen an bestimmte im 
Gesetz genannte begünstigte Institutionen sind bis maximal 
10% des Gewinns des laufenden Wirtschaftsjahres steu-
erlich absetzbar. Als Obergrenze gilt der Gewinn vor Berück- 
sichtigung des Gewinnfreibetrags. Damit derartige Spen-
den noch im Jahr 2018 abgesetzt werden können, müssen 
sie bis spätestens 31.12.2018 geleistet werden (für wei-
tere Details siehe Ausführungen zu „Spenden als Sonder-
ausgaben“ auf Seite 9).

Zusätzlich zu diesen Spenden sind als Betriebsausgaben 
auch Geld- und Sachspenden im Zusammenhang mit der 
Hilfestellung bei (nationalen und internationalen) Kata-
strophen (insbesondere bei Hochwasser-, Erdrutsch-, 
Vermurungs- und Lawinenschäden) absetzbar, und zwar 
betragsmäßig unbegrenzt! Voraussetzung ist, dass sie als 
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TIPP 
Steuerlich absetzbar sind auch Sponsorbeträge 
an diverse gemeinnützige, kulturelle, sportliche 
und ähnliche Institutionen (Oper, Museen, 
Sportvereine etc.), wenn damit eine angemes-
sene Gegenleistung in Form von Werbelei-
stungen verbunden ist. Bei derartigen Zah-
lungen handelt es sich dann nämlich nicht um 
Spenden, sondern um echten Werbeaufwand.

TIPP 
Elektroautos sind wegen der fehlenden CO2-
Emissionen nicht NoVA-pflichtig und von der 
motorbezogenen Versicherungssteuer befreit. 
Für jene Mitarbeiter, die das arbeitgebereigene 
Elektroauto privat nutzen dürfen, fällt kein 
Sachbezug an.

TIPP 
Steuerbefreite Kleinunternehmer, die sich mit 
ihrem Umsatz knapp an der Kleinunternehmer-
grenze bewegen, sollten ...  > nächste Seite

TIPP 
Für den Prämienantrag 2018 muss nach Ablauf 
des Wirtschaftsjahrs elektronisch ein soge-
nanntes Jahresgutachten der Forschungsför-
derungsgesellschaft (FFG) eingeholt werden. 
Um größere Sicherheit über die steuerliche An-
erkennung von Forschungsaufwendungen zu 
erlangen, besteht die Möglichkeit, im Vorhinein 
eine bescheidmäßige Bestätigung über die be-
günstigte Forschung für ein bestimmtes For-
schungsprojekt beim Finanzamt zu beantragen. 
Dafür ist es notwendig, von der FFG ein soge-
nanntes Projektgutachten einzuholen.  

Werbung entsprechend vermarktet werden (z.B. durch 
Erwähnung auf der Homepage oder in Werbeprospekten 
des Unternehmens).

FORSCHUNGSPRÄMIE
Für Forschungsaufwendungen (Forschungsausgaben) 
aus eigenbetrieblicher Forschung kann heuer eine For-
schungsprämie von 14% (bisher 12%) beantragt werden. 
Die prämienbegünstigten Forschungsaufwendungen 
(Ausgaben) bei eigenbetrieblicher Forschung sind be-
tragsmäßig nicht gedeckelt. Prämien für Auftragsfor-
schungen können hingegen nur für Forschungsaufwen-
dungen (Ausgaben) bis zu einem Höchstbetrag von  
€ 1.000.000 pro Wirtschaftsjahr geltend gemacht werden. 
Gefördert werden generell Aufwendungen (Ausgaben) 

„zur Forschung und experimentellen Entwicklung“ (d.h. 
sowohl Grundlagenforschung als auch angewandte und 
experimentelle Forschung im Produktions- und Dienstlei-
stungsbereich, z.B. auch Aufwendungen bzw Ausgaben 
für bestimmte Softwareentwicklungen und grundlegend 
neue Marketingmethoden). Die Forschung muss in einem 
inländischen Betrieb oder einer inländischen Betriebs-
stätte erfolgen. 

VORSTEUERABZUG BEI ANSCHAFFUNG 
VON ELEKTROAUTOS
Seit 1.1.2016 sind die Anschaffungskosten von Elektroau-
tos vorsteuerabzugsberechtigt. Der volle Vorsteuerabzug 
steht Ihnen allerdings nur bei Anschaffungskosten bis 
maximal € 40.000 brutto zu. Zwischen € 40.000 und  
€ 80.000 brutto gibt es einen aliquoten Vorsteuerabzug. 
Kostet das Elektroauto mehr als € 80.000 brutto, so steht 
kein Vorsteuerabzug zu. 

WERTPAPIERDECKUNG FÜR PENSIONS-
RÜCKSTELLUNG
Am Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres müssen Wert-
papiere im Nennbetrag von mindestens 50% des am Schluss 
des vorangegangenen Wirtschaftsjahres ausgewiesenen 
steuerlichen Pensionsrückstellungsbetrages im Betriebs- 
vermögen vorhanden sein. Auf das Deckungserfordernis 
können auch Ansprüche aus einer Rückdeckungsversi-
cherung angerechnet werden. Beträgt die erforderliche 
Wertpapierdeckung auch nur vorübergehend weniger als 
die erforderlichen 50% der Rückstellung, so ist als Strafe 
der Gewinn um 30% der Wertpapierunterdeckung zu er-
höhen (ausgenommen in dem Ausmaß, in dem die Rück-
stellung infolge Absinkens der Pensionsansprüche am 
Ende des Jahres nicht mehr ausgewiesen wird oder ge-
tilgte Wertpapiere binnen 2 Monaten ersetzt werden). 
Als deckungsfähige Wertpapiere gelten vor allem in Euro 
begebene Anleihen und Anleihenfonds (wobei neben An-
leihen österreichischer Schuldner auch Anleihen von in 
einem EU- bzw EWR-Mitgliedstaat ansässigen Schuld-
nern zulässig sind), weiter auch inländische Immobilien-
fonds sowie ausländische offene Immobilienfonds mit Sitz 
in einem EU- bzw. EWR-Staat. Die Wertpapiere dürfen 
nicht verpfändet werden. 

UMSATZGRENZE FÜR KLEINUNTER- 
NEHMER
Unternehmer mit einem Jahres-Nettoumsatz von bis zu  
€ 30.000 sind umsatzsteuerlich Kleinunternehmer und 
damit von der Umsatzsteuer befreit. Je nach anzuwen-
dendem Umsatzsteuersatz entspricht dies einem Brutto-
umsatz (inkl. USt.) von € 33.000 (bei nur 10%igen Umsätzen, 
wie z.B. Wohnungsvermietung) bis € 36.000 (bei nur 
20%igen Umsätzen). Von der Berechnung der Kleinunter-
nehmergrenze ausgenommen sind bestimmte steuer-
freie Umsätze wie z.B. die aus ärztlicher Tätigkeit oder als 
Aufsichtsrat. Bei Inanspruchnahme der Kleinunternehmer-
regelung darf keine Umsatzsteuer in Rechnung gestellt 
werden. Überdies geht der Vorsteuerabzug für alle mit 
den Umsätzen zusammenhängenden Ausgaben verloren. 

ACHTUNG: Ob die Kleinunternehmergrenze überschritten 
ist oder nicht, richtet sich nach der Höhe der Entgelte für 
die im Veranlagungszeitraum ausgeführten Leistungen.
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... rechtzeitig überprüfen, ob sie die Umsatz-
grenze von netto € 30.000 im laufenden Jahr 
noch überschreiten werden. Eine einmalige 
Überschreitung um 15% innerhalb von 5 Jahren 
ist unschädlich. Wird die Grenze überschritten, 
müssen bei Leistungen an Unternehmer allen-
falls noch im Jahr 2018 korrigierte Rechnungen 
mit Umsatzsteuer ausgestellt werden.

schaffungskosten von der Steuerbasis abge-
setzt werden.

TIPP
In vielen Fällen kann es sinnvoll sein, auf die 
Steuerbefreiung für Kleinunternehmer zu ver- 
zichten (etwa um dadurch in den Genuss des 
Vorsteuerabzugs für die mit den Umsätzen 
zusammenhängenden Ausgaben, z.B. Inve-
stitionen, zu kommen). Der Verzicht wird vor 
allem dann leichter fallen, wenn die Kunden 
ohnedies weitaus überwiegend wiederum vor- 
steuerabzugsberechtigte Unternehmer sind. 
Ein Kleinunternehmer kann bis zur Rechts-
kraft des Umsatzsteuerbescheids schriftlich 
gegenüber dem Finanzamt auf die Anwen-
dung der Kleinunternehmerregelung ver-
zichten. Der Verzicht bindet den Unternehmer 
allerdings für fünf Jahre!

TIPP
Unabhängig von den gesetzlichen Bestim-
mungen sollten Sie als Privatperson sämtliche 
Belege im Zusammenhang mit Grundstücken 
aufbewahren. Dazu zählen neben dem Kauf-
vertrag vor allem auch die Belege über An-
schaffungsnebenkosten (z.B. Anwalts- und 
Notarkosten, Grunderwerbsteuer, Schätzko-
sten) sowie über alle nach dem Kauf durch-
geführten Investitionen. All diese Kosten kön-
nen nämlich bei der Veräußerungsgewinn- 
ermittlung auf Basis der tatsächlichen An-

TIPP
Der Antrag für 2018 muss spätestens am 
31.12.2018 bei der SVA einlangen. Wurden im 
Jahr 2018 bereits Leistungen aus der Kranken-
versicherung bezogen, gilt die Befreiung von 
KV-Beiträgen erst ab Einlangen des Antrags.

ENDE DER AUFBEWAHRUNG FÜR BÜCHER 
UND AUFZEICHNUNGEN AUS 2011
Zum 31.12.2018 läuft die 7-jährige Aufbewahrungspflicht 
für Bücher, Aufzeichnungen, Belege etc. des Jahres 2011 
aus. Diese können daher ab 1.1.2019 vernichtet werden. 
Beachten Sie aber, dass Unterlagen dann weiter aufzube-
wahren sind, wenn sie in einem anhängigen Beschwerde-
verfahren (lt. BAO) oder für ein anhängiges gerichtliches 
oder behördliches Verfahren (lt. UGB), in dem Ihnen Partei- 
stellung zukommt, von Bedeutung sind.

Achtung: Für Grundstücke, die ab dem 1.4.2012 erstmals 
unternehmerisch genutzt werden, gilt im Falle einer Änder-
ung der Verhältnisse, die für den ursprünglichen Vorsteuer-
abzug maßgeblich waren, ein Berichtigungszeitraum für 
die Vorsteuer von 20 Jahren. Die Aufbewahrungsfrist für 
Unterlagen derartiger Grundstücke beträgt 22 Jahre.

Weiter sollten Sie keinesfalls Unterlagen vernichten, die 
zu einer allfälligen zivilrechtlichen Beweisführung not-
wendig sein könnten (z.B. Produkthaftung, Eigentums-
recht, Bestandrecht, Arbeitsvertragsrecht etc.).

Selbstverständlich können Sie die Buchhaltungsunterlagen 
auch elektronisch archivieren. In diesem Fall muss aller-
dings die inhaltsgleiche, vollständige und geordnete Wieder- 
gabe bis zum Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist 
jederzeit gewährleistet sein.

GSVG-BEFREIUNG FÜR „KLEINSTUNTER-
NEHMER“ BIS 31.12.2018 BEANTRAGEN
Gewerbetreibende und Ärzte (Zahnärzte) können bis spä-
testens 31.12.2018 rückwirkend für das laufende Jahr die 
Befreiung von der Kranken- und Pensionsversicherung 
nach GSVG (Ärzte nur Pensionsversicherung) beantragen, 
wenn die steuerpflichtigen Einkünfte 2018 maximal  
€ 5.256,60 und der Jahresumsatz 2018 maximal €  30.000 
aus sämtlichen unternehmerischen Tätigkeiten betragen 
werden. Antragsberechtigt sind
■ Jungunternehmer (maximal 12 Monate GSVG-Pflicht in 

den letzten 5 Jahren), 
■ Personen, die das 60. Lebensjahr vollendet haben, 
■ sowie Männer und Frauen, die das 57. Lebensjahr voll-

endet haben, wenn sie in den letzten 5 Jahren die maß-
geblichen Umsatz- und Einkunftsgrenzen nicht über-
schritten haben.

Die Befreiung kann auch während des Bezugs von Kinder- 
betreuungsgeld oder bei Bestehen einer Teilversicherung 
während der Kindererziehung beantragt werden, wenn 
die monatlichen Einkünfte maximal € 438,05 und der mo-
natliche Umsatz maximal € 2.500 betragen.

ANTRAG AUF ENERGIEABGABEN- 
VERGÜTUNG FÜR 2013 STELLEN
Energieintensive Betriebe können sich auf Antrag die be-
zahlten Energieabgaben, die für Energieträger anfallen, die 
unmittelbar für den Produktionsprozess verwendet werden, 
rückerstatten lassen, wenn diese 0,5% des Nettoproduk-
tionswertes (unter Berücksichtigung bestimmter Selbst-
behalte) übersteigen. Der Antrag muss spätestens bis  
5 Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem der Ver-
gütungsanspruch entstanden ist, beim zuständigen Finanz- 
amt eingebracht werden (Formular ENAV 1). Aufgrund der 
Judikatur des EuGHs ist derzeit davon auszugehen, dass 
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auch energieintensive Dienstleistungsbetriebe nach wie 
vor Energieabgabenvergütungen geltend machen können 
(somit auch für das gesamte Jahr 2013).

HÄLFTESTEUERSATZ FÜR KLEINWASSER-
KRAFTWERKE NUR MEHR BEI INBETRIEB-
NAHME BIS 31.12.2018
Das Energieförderungsgesetz (EnFG) sieht vor, dass sich 
bei Kleinwasserkraftwerken die Einkommen- bzw. Körper-
schaftsteuer ab Betriebsbeginn für die Dauer von 20 Jahren 
auf die Hälfte der gesetzlichen Beträge ermäßigt. Das 
EnFG wurde durch das 2. Bundesrechtsbereinigungs- 
gesetz (2. BRBG) mit Ende 31.12.2018 außer Kraft gesetzt. 
Da aber die durch das 2. BRBG außer Kraft getretenen 
Gesetze weiterhin auf Sachverhalte anzuwenden sind, die 
vor dem 1.1.2019 verwirklicht wurden, bleibt die Steuerer-
mäßigung für einen Zeitraum von 20 Jahren weiterhin be-
stehen, wenn der Betriebsbeginn des Kleinwasserkraft-
werkes noch bis 31.12.2018 erfolgt.

STEUERTIPPS FÜR ARBEITGEBER 
UND MITARBEITER

OPTIMALE AUSNUTZUNG DES JAHRES-
SECHSTELS MIT 6% BIS 35,75% LOHN-
STEUER
Wenn neben den regelmäßigen Monatsbezügen noch an-
dere Bezüge (wie z.B. Überstundenvergütungen, Nacht-
arbeitszuschläge, Schmutz-, Erschwernis- und Gefahren-
zulagen etc.) zur Auszahlung oder etwa Sachbezüge nur 
zwölf Mal jährlich zur Verrechnung gelangen, dann wird 
das begünstigt besteuerte Jahressechstel durch Urlaubs- 
und Weihnachtsgeld in der Regel nicht optimal ausgenutzt. 
In diesem Fall könnte in Höhe des restlichen Jahres-
sechstels noch eine Prämie ausbezahlt werden, die je 
nach Höhe des Jahressechstels mit 6% bis 35,75% ver-
steuert werden muss. Beträgt das Jahressechstel mehr 
als € 83.333, kommt für übersteigende Beträge ein Steu-
ersatz von 50% bzw allenfalls 55% zur Anwendung.

ZUKUNFTSSICHERUNG FÜR DIENSTNEH-
MER BIS € 300 STEUERFREI
Die Bezahlung von Prämien für Lebens-, Kranken- und 
Unfallversicherungen (einschließlich Zeichnung eines Pen-
sions-Investmentfonds) durch den Arbeitgeber für alle 
Arbeitnehmer oder bestimmte Gruppen von Arbeit-
nehmern ist bis zu € 300 pro Jahr und Arbeitnehmer nach 
wie vor steuerfrei.

ACHTUNG: Wenn die ASVG-Höchstbeitragsgrundlage noch 
nicht überschritten ist, besteht für die Zahlungen, wenn 
sie aus einer Bezugsumwandlung stammen, Sozialver-
sicherungspflicht

MITARBEITERBETEILIGUNGEN 2018 
NOCH BIS € 3.000 STEUERFREI
Für den Vorteil aus der unentgeltlichen oder verbilligten 
Abgabe von Beteiligungen am Unternehmen des Arbeit-

gebers oder an mit diesem verbundenen Konzernunter-
nehmen besteht ein Freibetrag pro Mitarbeiter und Jahr 
von € 3.000. Der Vorteil muss allen Arbeitnehmern oder 
einer bestimmten Gruppe zukommen; die Beteiligung muss 
vom Mitarbeiter länger als 5 Jahre gehalten werden. 
Nach Ansicht des VwGH (Erkenntnis vom 27.7.2016, 
2013/13/0069) stellen die Angehörigen des Managements 
eine begünstigungsfähige Gruppe dar.

WEIHNACHTSGESCHENKE BIS MAXIMAL 
€ 186 STEUERFREI
(Weihnachts-)Geschenke an Arbeitnehmer sind innerhalb 
eines Freibetrages von € 186 jährlich lohnsteuer- und sozial- 
versicherungsfrei, wenn es sich um Sachzuwendungen 
handelt (z.B. Warengutscheine, Goldmünzen). Geldge-
schenke sind immer steuerpflichtig.

ACHTUNG: Wenn die Geschenke an Dienstnehmer über 
bloße Aufmerksamkeiten (z.B. Bücher, CDs, Blumen)  
hinausgehen, besteht auch Umsatzsteuerpflicht (sofern 
dafür ein Vorsteuerabzug geltend gemacht werden konnte).

BETRIEBSVERANSTALTUNGEN (Z.B. WEIH-
NACHTSFEIERN) BIS € 365 PRO ARBEIT-
NEHMER STEUERFREI
Für die Teilnahme an Betriebsveranstaltungen (z.B. Be-
triebsausflug, Weihnachtsfeier) gibt es pro Arbeitnehmer 
und Jahr einen Steuerfreibetrag von € 365. Denken Sie 
bei der betrieblichen Weihnachtsfeier daran, dass alle 
Betriebsveranstaltungen des ganzen Jahres zusammen-
gerechnet werden. Ein eventueller Mehrbetrag ist steuer-
pflichtiger Arbeitslohn.

SACHZUWENDUNGEN ANLÄSSLICH 
EINES DIENST- ODER FIRMENJUBILÄUMS 
BIS € 186 STEUERFREI
Seit 2016 sind Sachzuwendungen an Arbeitnehmer, die 
anlässlich eines Firmen- oder Dienstjubiläums gewährt 
werden, bis € 186 jährlich steuerfrei.

KINDERBETREUUNGSKOSTEN:  
€ 1.000 ZUSCHUSS DES ARBEITGEBERS 
STEUERFREI
Leistet der Arbeitgeber für alle oder bestimmte Gruppen 
seiner Arbeitnehmer einen Zuschuss für die Kinderbe-
treuung, dann ist dieser Zuschuss bis zu einem Betrag 
von € 1.000 jährlich pro Kind bis zum zehnten Lebensjahr 
von Lohnsteuer und SV-Beiträgen befreit. Voraussetzung 
ist, dass dem Arbeitnehmer für das Kind mehr als sechs 
Monate im Jahr der Kinderabsetzbetrag gewährt wird. 

Der Zuschuss darf nicht an den Arbeitnehmer, sondern 
muss direkt an eine institutionelle Kinderbetreuungsein-
richtung (z.B. Kindergarten), an eine pädagogisch quali-
fizierte Person oder in Form eines Gutscheins einer institu-
tionellen Kinderbetreuungseinrichtung geleistet werden. 
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STEUERFREIER WERKSVERKEHR  
„JOBTICKET“
Zur Förderung der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel 
können die Kosten für ein öffentliches Verkehrsmittel 
(“Jobticket”) auch dann steuerfrei vom Dienstgeber über-
nommen werden, wenn kein Anspruch auf das Pendler-
pauschale besteht (z.B. im Stadtgebiet von Wien). Wird 
das Jobticket allerdings anstatt des bisher gezahlten 
steuerpflichtigen Arbeitslohns zur Verfügung gestellt, 
dann liegt eine nicht begünstigte, steuerpflichtige Ge-
haltsumwandlung vor.

ACHTUNG: Ein reiner Kostenersatz des Arbeitgebers 
stellt steuerpflichtigen Arbeitslohn dar.

TIPP
Die Rechnung muss auf den Arbeitgeber lauten 
und hat insbesondere den Namen des Arbeit-
nehmers zu beinhalten.

TIPP
Am 31.12.2018 endet daher die Frist für den An-
trag auf Arbeitnehmerveranlagung 2013.

STEUERTIPPS FÜR ARBEITNEHMER

RÜCKERSTATTUNG VON KRANKEN-,  
ARBEITSLOSEN- UND PENSIONSVERSI-
CHERUNGS-BEITRÄGEN 2015 BEI MEHR-
FACHVERSICHERUNG BIS ENDE 2018
Wer im Jahr 2015 aufgrund einer Mehrfachversicherung 
(z.B. gleichzeitig zwei oder mehr Dienstverhältnisse oder 
unselbständige und selbständige Tätigkeiten) über die 
Höchstbeitragsgrundlage hinaus Kranken-, Arbeitslosen- 
und Pensionsversicherungsbeiträge geleistet hat, kann 
sich diese bis 31.12.2018 rückerstatten lassen (11,4% 
Pensionsversicherung, 4% Krankenversicherung, 3% Ar-
beitslosenversicherung). Der Rückerstattungsantrag für 
die Pensionsversicherungsbeiträge ist an keine Frist ge-
bunden und erfolgt ohne Antrag automatisch bei Pensions-
antritt.

ACHTUNG: Die Rückerstattung ist lohn- bzw einkommen-
steuerpflichtig!

WERBUNGSKOSTEN NOCH VOR DEM 
31.12.2018 BEZAHLEN
Werbungskosten müssen bis zum 31.12.2018 bezahlt 
werden, damit sie heuer noch von der Steuer abgesetzt 
werden können. Denken Sie dabei insbesondere an Fort-
bildungskosten (Seminare, Kurse, Schulungen etc. samt 
allen damit verbundenen Nebenkosten, wie Reisekosten 
und Verpflegungsmehraufwand), Familienheimfahrten, 
Kosten für eine doppelte Haushaltsführung, Telefonspesen, 
Fachliteratur, beruflich veranlasste Mitgliedsbeiträge etc. 
Auch heuer geleistete Vorauszahlungen für derartige Ko-
sten können noch heuer abgesetzt werden. Auch Aus-
bildungskosten, wenn sie mit der beruflichen oder einer 
verwandten Tätigkeit in Zusammenhang stehen, und Kosten 
der Umschulung können als Werbungskosten geltend ge-
macht werden.

AUFROLLUNG DER LOHNSTEUER- 
BERECHNUNG 2018 BEIM ARBEITGEBER 
ANREGEN
Arbeitnehmer mit schwankenden Bezügen haben während 
des Jahres oft zu viel an Lohnsteuer bezahlt. Oder Sie haben 
bisher noch kein Pendlerpauschale oder den Pendlereuro 
mittels Formular L 34 EDV beim Arbeitgeber beantragt. In 
diesem Fall kann der Arbeitgeber als besondere Service-
leistung für die Mitarbeiter im Monat Dezember eine Neu-
berechnung der Lohnsteuer (so genannte „Aufrollung“) 
durchführen und die sich daraus ergebende Lohnsteuer-
Gutschrift an den Arbeitnehmer auszahlen. Bei Aufrol-
lung im Dezember kann der Arbeitgeber bei Mitarbeitern, 
die ganzjährig beschäftigt waren, auch die vom Mitarbeiter 
nachweislich (Beleg!) bezahlten Beiträge für die freiwillige 
Mitgliedschaft bei Berufsverbänden (z.B. vom Arbeitnehmer 
selbst bezahlte Gewerkschaftsbeiträge) steuerlich berück-
sichtigen (dies allerdings nur dann, wenn der Mitarbeiter 
keinen Freibetragsbescheid für 2018 vorgelegt oder Kran-
kengeld aus der gesetzlichen Krankenversicherung bezo-
gen hat).

ARBEITNEHMERVERANLAGUNG 2013 SO-
WIE RÜCKZAHLUNG VON ZU UNRECHT 
EINBEHALTENER LOHNSTEUER DES JAH-
RES 2013 BEANTRAGEN
Wer zwecks Geltendmachung von Steuervorteilen, wie 
■ Steuerrefundierung bei schwankenden Bezügen (Jah-

resausgleichseffekt); 
■ Geltendmachung von Werbungskosten, Pendlerpau-

schale und Pendlereuro, Sonderausgaben, außerge-
wöhnlichen Belastungen;

■ Verlusten aus anderen Einkünften, z.B. Vermietungs-
einkünften; 

■ Geltendmachung von Alleinverdiener- bzw Alleinerzie-
herabsetzbetrag bzw des Kinderzuschlags;

■ Geltendmachung des Unterhaltsabsetzbetrags;
■ Gutschrift von Negativsteuern 

eine Arbeitnehmerveranlagung beantragen will, hat dafür 
5 Jahre Zeit. 

Hat ein Dienstgeber im Jahr 2013 von den Gehaltsbezügen 
eines Arbeitnehmers zu Unrecht Lohnsteuer einbehalten, 
kann dieser bis spätestens 31.12.2018 beim Finanzamt einen 
Rückzahlungsantrag stellen.

Alle Artikel können Sie auf unserer Website 
auch online lesen > www.kanzlei-winner.at
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BITTE BEACHTEN SIE 
für die Berücksichtigung von Sonderausgaben im 
Jahr 2018:
Spenden, Kirchenbeiträge oder Beiträge für die 
freiwillige Weiterversicherung oder für den Nach-
kauf von Versicherungszeiten in der Pensionsver-
sicherung werden für das Jahr 2018 wieder auto-
matisch steuerlich berücksichtigt. Durch den ver- 
pflichtenden elektronischen Datenaustausch müssen 
die Empfängerorganisationen bis spätestens Ende 
Februar 2019 alle Beträge, die Sie 2018 gezahlt 
haben, dem Finanzamt via FinanzOnline übermit-
teln.   ... > Nächste Seite!

STEUERTIPPS FÜR ALLE  
STEUERPFLICHTIGEN

ZUFLUSS VON EINKÜNFTEN AUS DER EIN-
RÄUMUNG VON LEITUNGSRECHTEN AUF 
2019 VERSCHIEBEN
Mit 1.1.2019 tritt ein besonderer Einkommensteuersatz 
iHv nur 10% für Einkünfte aus der Einräumung von Leitungs-
rechten an Infrastrukturbetreiber in Kraft. In § 107 Abs 11 
EStG ist zwar vorgesehen, dass auch im Jahr 2018 die er-
haltene Vergütung für die Einräumung von Leitungs-
rechten nur mit einem Drittel als Bemessungsgrundlage 
anzusetzen ist. Trotzdem kann bei hohen Einkünften im 
Jahr 2018 die effektive Besteuerung der Vergütungen bis 
zu 18,33% betragen (ein Drittel des Höchststeuersatzes 
von 55%). Daher kann es im Einzelfall von Vorteil sein, 
wenn die Vergütung erst im Jahr 2019 zufließt. Übrigens 
gilt die begünstigte Besteuerung von Einkünften aus der 
Einräumung von Leitungsrechten nicht nur für natürliche 
Personen, sondern auch für Kapitalgesellschaften, Stiftun-
gen und Betriebe gewerblicher Art von Körperschaften. 
Dort beträgt der begünstigte Körperschaftsteuersatz nur 
8,25%. Soll der Vertrag mit dem Infrastrukturbetreiber 
auch von der neuen Gebührenbefreiung für Dienstbarkeits- 
oder Bestandsverträge erfasst sein, muss nicht nur die 
Zahlung, sondern auch der Vertragsabschluss ins Jahr 
2019 verschoben werden.

TOPF-SONDERAUSGABEN AUS „ALT-
VERTRÄGEN“ NOCH BIS VERANLAGUNG 
2020 ABSETZBAR
Seit der Veranlagung 2016 und somit auch im Jahr 2018 
können Topf-Sonderausgaben nur mehr dann abgesetzt 
werden, wenn der der Zahlung zugrundeliegende Vertrag 
vor dem 1.1.2016 abgeschlossen bzw. mit der Bauausfüh-
rung oder Sanierung vor dem 1.1.2016 begonnen wurde. 
Die Topf-Sonderausgaben dürfen als bekannt vorausge-
setzt werden: Kranken-, Unfall- und Lebensversiche-
rungen; Wohnraumschaffung und Wohnraumsanierung. 
Für Alleinverdiener oder Alleinerzieher verdoppelt sich 
der persönliche Sonderausgaben-Höchstbetrag von  
€ 2.920 auf € 5.840. Ab 3 Kindern erhöht sich der Sonder-
ausgabentopf um € 1.460 pro Jahr. Allerdings wirken sich 
die Topf-Sonderausgaben nur zu einem Viertel einkom-
mensmindernd aus. Ab einem Einkommen von € 36.400 
vermindert sich auch dieser Betrag kontinuierlich bis zu 
einem Einkommen von € 60.000, ab dem überhaupt keine 
Topf-Sonderausgaben mehr zustehen. 

Zahlungen von Topf-Sonderausgaben können aber nur 
mehr bis zur Veranlagung 2020 abgesetzt werden. Da-
nach ist endgültig Schluss mit der Absetzbarkeit derar-
tiger Sonderausgaben.

SONDERAUSGABEN NOCH 2018 BEZAHLEN

Nachkauf von Pensionsversicherungszeiten und freiwil-
lige Weiterversicherung in der Pensionsversicherung
Ohne Höchstbetragsbegrenzung, unabhängig vom Ein-
kommen und neben dem „Sonderausgabentopf“ sind 
etwa Nachkäufe von Pensionsversicherungszeiten (Kauf 

von Schul- und Studienzeiten) und freiwillige Weiterversi-
cherungsbeiträge in der Pensionsversicherung absetzbar. 
Einmalzahlungen können auf Antrag auf 10 Jahre verteilt 
als Sonderausgabe abgesetzt werden. 

Renten, Steuerberatungskosten und Kirchenbeitrag
Unbeschränkt absetzbare Sonderausgaben sind weiter-
hin bestimmte Renten (z.B. Kaufpreisrenten nach Ablauf 
bestimmter steuerlicher Fristen, vom Erben zu bezah-
lende Rentenlegate) sowie Steuerberatungskosten. 
Kirchenbeiträge (auch wenn sie an vergleichbare Religions- 
gesellschaften in der EU/EWR bezahlt werden) sind mit 
einem jährlichen Höchstbetrag von € 400 begrenzt. 

Spenden als Sonderausgaben
Folgende Spenden können steuerlich als Sonderausgaben/ 
Betriebsausgaben abgesetzt werden:
■ Spenden für Forschungsaufgaben oder der Erwachsenen- 

bildung dienende Lehraufgaben an bestimmte Einrich-
tungen sowie Spenden an bestimmte im Gesetz taxativ 
aufgezählte Organisationen, wie z.B. Museen, Bundes-
denkmalamt und Behindertensportdachverbände.

■ Spenden für mildtätige Zwecke, für die Bekämpfung 
von Armut und Not in Entwicklungsländern und für die 
Hilfestellung in nationalen und internationalen Kata-
strophenfällen.

■ Spenden an Organisationen, die sich dem Umwelt-, Natur- 
und Artenschutz widmen, Tierheime, freiwillige Feuer-
wehren, Landesfeuerwehrverbände und die Internatio-
nale Anti-Korruptions-Akademie (IACA), allgemein 
zugängliche Präsentation von Kunstwerken etc.

Die meisten begünstigten Spendenempfänger müssen 
sich beim Finanzamt registrieren lassen und werden auf 
der Homepage des BMF (http://www.bmf.gv.at/Service/
allg/spenden/) veröffentlicht. Bestimmte österreichische 
Museen, das Bundesdenkmalamt, Universitäten und ähn-
liche Institutionen sowie die freiwilligen Feuerwehren und 
Landesfeuerwehrverbände sind von der Registrierung 
aber ausgenommen.
Die Spenden an alle begünstigten Spendenempfänger 
sind innerhalb folgender Grenzen absetzbar:
■ Als Betriebsausgaben können Spenden bis zu 10% des 

Gewinns des laufenden Wirtschaftsjahres abgezogen 
werden.

■ Als Sonderausgaben absetzbare private Spenden sind 
mit 10% des aktuellen Jahreseinkommens begrenzt, 
wobei schon abgezogene betriebliche Spenden auf diese 
Grenze angerechnet werden.
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Das Finanzamt berücksichtigt die Beträge nur 
mehr auf Grund dieser Übermittlung bei Ihrer (Ar-
beitnehmer) Veranlagung. 
Ihr Beitrag dazu: Bekanntgabe von Vor- und Zuna-
men (in der Form, wie er am Meldezettel auf-
scheint) und Geburtsdatum bei der Empfängeror-
ganisation (z.B. auf dem Erlagschein unter 

„Zahlungsvermerk“. Aus Datenschutzgründen wer-
den die Daten verschlüsselt und können nur vom 
Finanzamt für die Verwendung in der Steuerveran-
lagung entschlüsselt werden.

SPENDEN VON PRIVATSTIFTUNGEN 
Spendenfreudige Privatstiftungen können für die vorste-
hend genannten begünstigten Spendenempfänger auch 
KESt-frei aus dem Stiftungsvermögen spenden. Für diese 
Spenden muss auch keine Begünstigtenmeldung nach § 5 
PSG abgegeben werden.

ACHTUNG: Als Stiftungsvorstand sollten Sie aber zuerst 
eruieren, ob die Stiftungsurkunden Sie überhaupt zu 
Spenden ermächtigen!

AUSSERGEWÖHNLICHE BELASTUNGEN 
NOCH 2018 BEZAHLEN
Voraussetzung für die Anerkennung von Krankheitskosten 
als außergewöhnliche Belastung ist, dass nachweislich 
eine Krankheit vorliegt, die durch die Behandlung eine 
Linderung oder Heilung erfährt. Zu den abzugsfähigen 
Kosten zählen Kosten für Arzt, Medikamente, Spital, Be-
treuung, Ausgaben für Zahnbehandlungen oder medizi-
nisch notwendige Kuraufenthalte und Aufwendungen für 
Heilbehelfe wie Zahnersatz, Sehbehelfe einschließlich 
Laserbehandlung zur Verbesserung der Sehfähigkeit, 
Hörgeräte, Prothesen, Gehhilfen und Bruchbänder. Steuer- 
wirksam werden solche Ausgaben erst dann, wenn sie 
insgesamt einen vom Einkommen und Familienstand ab-
hängigen Selbstbehalt (der maximal 12% des Einkom-
mens beträgt) übersteigen. 

TIPP
Sämtliche Kosten für die Ferienbetreuung 2018 
unter pädagogisch qualifizierter Betreuung (z.B. 
auch Kosten der Verpflegung und Unterkunft, 
Sportveranstaltungen, Fahrtkosten für den Bus 
zum Ferienlager) können steuerlich geltend ge-
macht werden.

TIPP
Bestimmte außergewöhnliche Belastungen (z.B. 
Behinderungen, Katastrophenschäden, Kosten 
der auswärtigen Berufsausbildung der Kinder) 
sind ohne Kürzung um einen Selbstbehalt ab-
setzbar.

TIPP 1
Verluste aus der Veräußerung dieser dem „Neu-
vermögen“ zuzurechnenden Kapitalanlagen 
können nicht nur mit Veräußerungsgewinnen, 
sondern auch mit Dividenden und Zinsen aus 
Anleihen (nicht jedoch mit z.B. Sparbuchzinsen) 
ausgeglichen werden. 

TIPP 2
Wenn Sie bei verschiedenen Banken Wertpa-
pierdepots oder z.B. mit Ihrer Ehefrau ein Ge-
meinschaftsdepot haben, müssen Sie Beschei-
nigungen über den Verlustausgleich anfordern. 
Im Rahmen der Steuererklärungen können Sie 
dann eventuell bei einem Wertpapierdepot nicht 
verwertete Verluste mit den Einkünften aus dem 
anderen Wertpapierdepot ausgleichen

KINDERBETREUUNGSKOSTEN STEUER-
LICH ABSETZBAR
Letztmalig im Jahr 2018 können die Betreuungskosten für 
Kinder bis zum zehnten Lebensjahr als außergewöhnliche 
Belastung ohne Selbstbehalt bis zu einem Betrag von  
€ 2.300 pro Kind und Jahr steuerlich abgesetzt werden 
(abzüglich des eventuell vom Arbeitgeber geleisteten 
steuerfreien Zuschusses von bis zu € 1.000). Die Betreuung 
muss in privaten oder öffentlichen Kinderbetreuungs-

einrichtungen (z.B. Kindergarten, Hort, Halbinternat, Voll-
internat) erfolgen oder von einer pädagogisch qualifi-
zierten Person durchgeführt werden. Absetzbar sind nicht 
nur die unmittelbaren Betreuungskosten, sondern auch 
Verpflegungskosten, Bastelgeld, Kosten für Kurse, bei 
denen die Vermittlung von Wissen und Kenntnissen oder 
die sportliche Betätigung im Vordergrund steht (z.B. 
Computerkurse, Musikunterricht, Fußballtraining). Weiter-
hin nicht abzugsfähig sind das Schulgeld und Kosten für 
den Nachhilfeunterricht. Die Berücksichtigung einer Haus-
haltsersparnis kann aus verwaltungsökonomischen 
Gründen unterbleiben. 

Ab dem 1.1.2019 tritt der neue Familienbonus Plus in 
Kraft. Dieser Absetzbetrag von bis zu € 1.500 pro Kind 
und Jahr wird anstelle des Kinderfreibetrags und der Ab-
setzbarkeit der Kinderbetreuungskosten eingeführt. 

WERTPAPIERVERLUSTE REALISIEREN
Für Gewinne von Verkäufen von sogenanntem „Neuver-
mögen“ im Jahr 2018 fällt die Wertpapiergewinnsteuer 
von 27,5% an. Zum „Neuvermögen“ zählen alle seit dem 
1.1.2011 erworbenen Aktien und Investmentfonds sowie 
alle anderen ab dem 1.4.2012 entgeltlich erworbenen Ka-
pitalanlagen (insbesondere Anleihen, Derivate).

Auf unserer Website finden Sie alle  
WINNER.INFOs seit Juli 2016 online.
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PRÄMIE FÜR ZUKUNFTSVORSORGE UND 
BAUSPAREN AUCH 2018 LUKRIEREN
Wer in die staatlich geförderte Zukunftsvorsorge heuer 
noch mindestens € 2.825,60 investiert, erhält die mög-
liche Höchstprämie für 2018 von € 120,09. Jene Personen, 
die bereits die gesetzliche Alterspension beziehen, sind 
von der Förderung ausgenommen. Als Bausparprämie 
kann unverändert für den maximal geförderten Einzahlungs-
betrag von € 1.200 pro Jahr noch ein Betrag von € 18  
lukriert werden. 

HIGHLIGHTS DES EINKOMMEN-
STEUERRICHTLINIE-WARTUNGS-
ERLASSES

Die Einkommensteuerrichtlinien (EStR) wurden zuletzt im 
Jahr 2015 aktualisiert. Der nunmehr vorliegende EStR-
Wartungserlass 2018 arbeitet in die EStR sämtliche ge-
setzliche Änderungen, BMF-Erlässe, VwGH-Judikate und 
geänderte Verwaltungsmeinungen ein, die seit der letzten 
Wartung ergangen sind. Der Wartungserlass hat einen 
Umfang von 366 Seiten, weshalb im Folgenden nur punk-
tuell die für die Praxis wichtigsten Änderungen darge-
stellt werden können:

Einkünftezurechnung bei Zwischenschaltung einer  
Körperschaft (Rz 104): 
Die vom Zivilrecht abweichende Einkünftezurechnung bei 
bestimmten Sachverhalten wurde mittlerweile in § 2 Abs 
4a EStG gesetzlich geregelt. Die zur Frage der Einkünfte-
zurechnung bei höchstpersönlichen Tätigkeiten ergan-
gene Judikatur des VwGH wurde bei der Überarbeitung 
der Rz 104 berücksichtigt. Der VwGH hat die Drittanstel-
lung von Geschäftsführern abseits eines Missbrauchs 
gem § 22 BAO als grundsätzlich zulässig erachtet. Diese 
Rechtsprechung ist allerdings vor Inkrafttreten des § 2 
Abs 4a EStG ergangen. 

Für Zeiträume ab der Veranlagung 2016 ist demnach ge-
mäß § 2 Abs 4a EStG – vorbehaltlich einer künftigen ge-
genläufigen Rechtsprechung des VwGH – von der grund-
sätzlichen Unzulässigkeit einer Drittanstellung von 
Geschäftsführern auszugehen. In Rz 104 finden sich neue 
Aussagen betreffend des „sich abhebenden Betriebs“, 
welcher auch dann vorliegen kann, wenn neben der 
höchstpersönlichen Tätigkeit eine weitere, qualitativ rele-
vante Tätigkeit ausgeübt wird. Ferner stellen die EStR 
nunmehr klar, dass bei der Einkünftezurechnung an die 
hinter der Körperschaft stehende natürliche Person nicht 
nur die Einnahmen sondern auch sämtliche Ausgaben der 
Körperschaft der natürlichen Person zuzurechnen und 
bei der Körperschaft zu neutralisieren sind. Keine Aussage 
treffen die EStR leider darüber, wie mit den bei der Körper-
schaft erfolgten gesellschaftsrechtlichen Gewinnaus-
schüttungen zu verfahren ist. UE kann die Körperschaft 
nach Umqualifizierung ihrer Betriebseinnahmen und Be-
triebsausgaben in Einlagen und Einlagenrückzahlungen 
aus steuerlicher Sicht keine Gewinnausschüttungen getätigt 
haben, weshalb die gesellschaftsrechtlichen Gewinnaus-
schüttungen zu Einlagenrückzahlungen umqualifiziert 
und von den entrichteten Kapitalertragsteuern entlastet 
werden müssen.

Präzisierungen zum Fruchtgenussrecht (Rz 111ff): 
Die durch den VwGH verschärften Voraussetzungen für 
das Vorliegen des wirtschaftlichen Eigentums beim 

Fruchtgenussberechtigten wurden eingearbeitet. Ferner 
wurde klargestellt, dass Zahlungen für Substanzabgel-
tung (AfA) nur beim Vorbehaltsfruchtgenuss, nicht hinge-
gen beim Zuwendungsfruchtgenuss als zulässig erachtet 
werden. Die Verpflichtung des Fruchtgenussberechtigten 
auf Zahlung der Substanzabgeltung an den Fruchtge-
nussbesteller muss ausreichend publizitätswirksam do-
kumentiert werden (z.B. in Form eines Notariatsakts). 

Eine derartige Vereinbarung muss aber nicht gleichzeitig 
mit der Fruchtgenussbestellung abgeschlossen werden. 
Sie wirkt aber nur für die Zukunft. Eine rückwirkende Gel-
tendmachung der Substanzabgeltung ist nicht zulässig. 
Die vom VwGH entwickelte Unterscheidung der entgelt-
lichen Übertragung eines Fruchtgenussrechts entweder 
der „Ausübung nach“ oder der „Substanz nach“ wurde in 
die EStR übernommen. Wird das Fruchtgenussrecht der 

„Substanz nach“ entgeltlich übertragen oder zugunsten des 
Eigentümers verzichtet, liegt ertragsteuerlich eine Veräu-
ßerung vor. Gehört das Fruchtgenussrecht zum Privat-
vermögen des Fruchtgenussberechtigten ist die Veräuße-
rung grundsätzlich nicht steuerbar. 

Ein Spekulationsgeschäft liegt idR mangels Anschaffung 
des Fruchtgenussrechts nicht vor. Einkünfte aus Leistungen 
gem § 29 Z 3 EStG liegen wegen der Wirtschaftsguteigen-
schaft des Fruchtgenussrechts nicht vor. Ausnahmsweise 
können allerdings nachträgliche Einkünfte bei der Veräu-
ßerung eines Vorbehaltsfruchtgenussrechts vorliegen, 
wenn eine Einheit mit der vormaligen Übertragung des 
Wirtschaftsguts vorliegt. In diesem Fall stellt das Entgelt 
für den Verzicht auf das Fruchtgenussrecht einen nach-
träglichen Veräußerungserlös dar. In diesem Fall kann z.B. 
ein steuerpflichtiger Veräußerungsgewinn gem § 30 EStG 
vorliegen. Weitere Voraussetzung für das Vorliegen eines 
steuerpflichtigen Tatbestands ist allerdings, dass das 
Entgelt für den Verzicht gemeinsam mit den ursprüng-
lichen Entgelt für die Übertragung des Wirtschaftsguts 
mindestens 50% des gemeinen Werts des übertragenen 
Wirtschaftsguts zum Zeitpunkt des Verzichts auf das 
Fruchtgenussrecht beträgt.  Wird das Fruchtgenussrecht 
hingegen der „Ausübung nach“ entgeltlich an einen Drit-
ten übertragen, stellt dies aus ertragsteuerlicher Sicht 
eine Nutzungsüberlassung dar. Dies führt – vergleichbar 
der Untervermietung durch einen Hauptmieter – zu Ein-
künften aus Vermietung und Verpachtung beim übertra-
genden Fruchtgenussberechtigten.

Bilanzberichtigung nach § 4 Abs 2 EStG: 
Entsprechend der neueste Rechtsprechung des VwGH 
fordern nun auch die EStR für eine Bilanzberichtigung 
nicht nur eine objektive sondern auch eine subjektive Un-
richtigkeit der Bilanz. Eine Grenze findet dieser Grundsatz 
allerdings dort, wo die Unrichtigkeit der Bilanz auf einer 
unrichtigen rechtlichen Beurteilung beruht. In diesem 
Fall muss auch eine nur objektiv unrichtige Bilanz berichtigt 
werden. Bei lediglich objektiver Unrichtigkeit der AfA-
Bemessung ist die AfA ab dem Wirtschaftsjahr, in dem der 
Fehler bekannt wurde, zu berichtigen. Die Berichtigung 
erfolgt durch die Verteilung des Restbuchwerts auf die 
Restnutzungsdauer.

Bilanzielle Berücksichtigung von Steuernach- 
forderungen (Rz 1600): 
In der Vergangenheit bestand in der Fachwelt Uneinigkeit 
darüber, wann Steuernachforderungen bilanziell zu be-
rücksichtigen sind. In den EStR wurde nun der Rechtspre-
chung des VwGH insofern gefolgt, als nur bei vorsätzlich 
verkürzten Steuern die bloße Kenntnis des Steuerpflichtigen 
von der Tatbegehung alleine noch nicht die Passivierung 
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einer daraus allenfalls resultierenden Steuerschuld recht-
fertigt. In diesem Fall ist für die Passivierung erforderlich, 
dass die Nachforderung zumindest der Höhe nach be-
kannt und deren Geltendmachung hinreichend wahr-
scheinlich ist. In allen anderen Fällen stellt aber die feh-
lende Erfassung einer Steuer einen unrichtigen Bilanz- 
ansatz dar, der gem § 4 Abs 2 EStG im Wurzeljahr zu be-
richtigen ist. Eine Nachforderung an Umsatzsteuer, 
Lohnsteuer, Dienstgeber- und Sozialversicherungsbei-
trägen ist daher in jenem Jahr zu bilanzieren, in dem der 
Abgabenanspruch entstanden ist.

Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze des UGB: 
Die Änderungen des Unternehmensrechts durch das RÄG 
2014 wurden eingearbeitet. So wird auf die Zuschreibungs-
pflicht gem § 208 Abs 1 UGB und die Bildung einer Zu-
schreibungsrücklage im Wirtschaftsjahr 2016 sowie deren 
Auflösung näher eingegangen. Bei der Gewinnermittlung 
gemäß § 5  Abs 1 EStG können die steuerlichen Begünsti-
gungen gem §§ 8 Abs 2, 12 Abs 1 und 8 sowie 13 EStG für 
Wirtschaftsjahre ab 2016 in der Steuerbilanz weiterge-
führt bzw. weiter geltend gemacht werden. Eine geeignete 
Evidenzhaltung für steuerliche Zwecke ist aber notwendig.

Änderungen bei Grundstücksveräußerungen: 
Grundsätzlich stellt die Rückabwicklung einer Grundstücks-
veräußerung eine neue Veräußerung dar. Nur wenn die 
Rückabwicklung aufgrund einer gerichtlichen Vertrags-
auflösung mit Ex-tunc-Wirkung (z.B. im Fall von Irrtum) 
erfolgt, stellt die Rückabwicklung ein rückwirkendes Er-
eignis dar. In diesem Fall kommt der Rückabwicklung auch 
dann steuerliche Wirkung zu, wenn die ImmoESt bereits 
entrichtet wurde. Weiters ist bei Grundstücksveräuße-
rungen gegen Ratenzahlungen oder gegen Rente eine 
Rückabwicklung auch dann steuerlich anzuerkennen, 
wenn noch kein Abgabenanspruch entstanden ist. Ein 
ImmoESt-Anspruch entsteht erst dann, wenn die Summe 
der zugeflossenen Raten oder Renten die Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten des Grundstücks überstiegen hat. 
Solange dies nicht der Fall ist, ist kein Abgabenanspruch 
entstanden und der Vertrag kann auch mit steuerlicher 
Wirkung rückabgewickelt werden. Die mittlerweile er-
gangene Judikatur des VwGH zur Hauptwohnsitzbefreiung 
wurde in die EStR eingearbeitet. Das Erfordernis des Vor-
liegens von Wohnungseigentum zum Zeitpunkt der Ver-
äußerung wurde ebenso aufgenommen wie die Einrechnung 
der Mietzeit vor dem Kauf der Eigentumswohnung oder 
des Eigenheims in die Mindestfrist für die Hauptwohnsitz-
befreiung. Die bisher in den EStR enthaltene einjährige 
Frist für die erforderliche Aufgabe des Hauptwohnsitzes 
zur Geltendmachung der Hauptwohnsitzbefreiung wurde 
entsprechend der Judikatur des VwGH etwas aufgeweicht. 

Steht daher bei Abschluss des Verkaufsvertrags fest, dass 
der Hauptwohnsitz aufgegeben wird, der neue Hauptwohn-
sitz aber noch nicht bezugsfertig ist, kann die Toleranz-
frist auch ein Jahr übersteigen. Für die Praxis von Interesse 
ist auch die neue Aussage in den EStR, wonach im Fall 
eines ratenweisen Zuflusses des Veräußerungspreises 
die Regelbesteuerungsoption jedes Jahr von Neuem in 
Anspruch genommen werden kann. Durch eine Options-
ausübung im Vorjahr besteht keine Bindungswirkung für 
die Folgejahre. Die Hauptwohnsitzbefreiung umfasst weiter-
hin nur eine Grundstücksfläche von 1.000 m².

Beitragszuschlag nach ASVG: 
Beitragszuschläge der Sozialversicherung stellen keine 
Strafe bzw. Sanktion mit strafrechtlichen Charakter dar, 
sondern sind als Pauschalersatz der Dienstgeber für den 
Verwaltungsaufwand der Sozialversicherung zu werten 

und sind daher als Betriebsausgaben abzugsfähig.
Unentgeltliche Übertragung von Mitunternehmeranteilen: 
Bei der unentgeltlichen Übertragung eines Mitunter-
nehmeranteils erfolgt keine Veräußerungsgewinnermitt-
lung, sondern der Erwerber hat die bisherigen Buchwerte 
fortzuführen. Eine Schenkung liegt allerdings nur dann 
vor, wenn der Rechtsnachfolger tatsächlich bereichert 
wird. Dies ist nur dann der Fall, wenn der reale Wert des 
Mitunternehmeranteils positiv ist. Die Übernahme der mit 
dem negativen Kapitalkonto des Geschenkgebers verbun-
denen Einkommensteuerlatenz durch den Geschenkneh-
mer stellt dabei keine Gegenleistung für die Übertragung 
des Mitunternehmeranteils dar.

Entgeltlicher Verzicht auf ein Wohnrecht: 
Der Verzicht auf ein Wohnrecht fällt unter die Einkünfte aus 
Leistungen gem § 29 Z 3 EStG. Wurde ein Wohnrecht im 
Zuge der Veräußerung eines Gebäudes zurückbehalten 
und hat es damit den Veräußerungserlös gemindert, stellt 
das Entgelt für die nachträgliche Aufgabe des Wohnrechts 
einen nachträglichen Veräußerungserlös aus der Grund-
stücksveräußerung dar.

Herstellerbefreiung bei Veräußerung von Gebäuden: 
Die Herstellerbefreiung für selbst errichtete Gebäude 
steht nur dann zu, wenn innerhalb der letzten zehn Jahre 
keine Nutzung zur Erzielung von Einkünften vorlag. Auch 
eine kurzfristige Vermietung ist befreiungsschädlich. Die 
Befreiung für nicht vermietete, selbst hergestellte Ge-
bäudeteile bleibt aber erhalten. Die Vereinbarung eines 
Optionsentgelts im Rahmen des beabsichtigten Verkaufs 
steht der Herstellerbefreiung nicht entgegen.

STEUER SPLITTER

NOVA-ERHÖHUNG BEI NEUWAGENKAUF 
AB 1.9.2018
Die Abgasskandale der letzten Jahre haben dazu geführt, 
dass das Prüfverfahren zur Messung des CO2-Verbrauchs 
von Fahrzeugen durch die EU neu geregelt wird. Dieses 
neue Verfahren – das sogenannte WLTP-Verfahren, das 
das bisherige NEFZ-Verfahren ersetzt, führt im Durch-
schnitt zu bis zu 20% höheren Abgaswerten, da der Ver-
brauch der Fahrzeuge nun unter realistischeren Bedin-
gungen zu ermitteln ist.

Für Erstzulassungen ab 1.9.2018 ist dieses neue WLTP-
Prüfungsverfahren zwingend zur Messung der Abgas-
werte heranzuziehen. 

Das wirkt sich auf die Berechnung der Normverbrauchs-
abgabe (NoVA) aus:
■ Neufahrzeuge: Ab 1.9.2018 ist für Neufahrzeuge grund-

sätzlich das WLTP-Verfahren zu verwenden, weshalb 
die Zulassung innerhalb der EU für solche Neufahr-
zeuge nur mehr möglich ist, wenn dieses Verfahren heran-
gezogen wurde. Neufahrzeuge, die nach diesem Zeitpunkt 
nur Messwerte gemäß dem (alten) NEFZ-Verfahren 
enthalten, können somit nicht mehr in Österreich zuge-
lassen werden.

■ Gebrauchtfahrzeuge: Für Gebrauchtfahrzeuge, die eine 
Erstzulassung vor dem 1.9.2018 ausweisen, ist weiterhin 
der CO2-Verbrauch gemessen nach dem bisherigen 
NEFZ-Verfahren als Bemessungsgrundlage für die NoVA 
heranzuziehen. Dabei handelt es sich allerdings nur um 
eine Übergangsregel, so dass auch Gebrauchtfahr-
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zeuge ab dem 1.1.2020 unabhängig vom Datum der 
Erstzulassung nur innerhalb der EU zugelassen werden 
können, wenn der Hersteller eine Messung des Abgas-
verbrauchs nach dem WLTP-Verfahren nachholt. Davon 
nicht betroffen sind Fahrzeuge aus auslaufenden Serien.

PKW-SACHBEZUG FÜR GESELLSCHAFTER-
GESCHÄFTSFÜHRER 
Das BMF hat in einer Information klarstellend mitgeteilt, 
dass ab 1.1.2018 zur Ermittlung der Bemessungsgrundlage 
für die Kommunalsteuer für die Privatnutzung eines Firmen-
autos durch einen wesentlich beteiligten Gesellschafter-
Geschäftsführer primär die Sachbezugswerte laut der 
Sachbezugswerteverordnung heranzuziehen sind. Ein ab-
weichender Ansatz des geldwerten Vorteils aus der privaten 
Nutzung ist nur bei entsprechendem Nachweis möglich. 
Dazu ist erforderlich, dass der wesentlich Beteiligte den 
Anteil der privaten Fahrten (beispielsweise durch Vorlage 
eines Fahrtenbuches) nachweist. Eine Schätzung oder 
Glaubhaftmachung ist nach der ständigen Rechtspre-
chung als Nachweis nicht geeignet

ANGLEICHUNG DER ENTGELTFORTZAH-
LUNG IM KRANKENSTAND SEIT 1.7.2018
Mit 1.7.2018 kam es zu einer weitgehenden Angleichung der 
Rechtstellung von Arbeitern und Angestellten. Eine der 
wichtigsten Änderungen erfolgte bei der Entgeltfortzah-
lung im Krankenstand.

Die Anspruchsdauer für die Entgeltfortzahlung neu sieht 
somit wie folgt aus:

Dienst-
jahr/e

Krankheit Arbeitsunfall/
Berufskrankheit

1. 6 Wochen voll
4 Wochen halb

  8 Wochen voll

2. – 15. 8 Wochen voll
4 Wochen halb

  8 Wochen voll

16. – 25. 10 Wochen voll
4 Wochen halb

10 Wochen voll

ab 26 12 Wochen voll
4 Wochen halb 

10 Wochen voll

Der volle und halbe Krankenentgeltanspruch muss auch 
bei einvernehmlicher Lösung des Dienstverhältnisses be-
zahlt werden. Die neuen Bestimmungen gelten für neue 
Arbeitsjahre, die nach dem 30.6.2018 beginnen.

NEUE REGELN FÜR DEN ZUSCHUSS ZUR 
ENTGELTFORTZAHLUNG AB 1.7.2018
Um Kleinunternehmen mit bis zu zehn Dienstnehmern zu 
entlasten, wird das bisherige Ausmaß der Zuschussleistung 
von 50% des fortgezahlten Entgelts (einschließlich allfäl-
liger Sonderzahlungen unter Beachtung der eineinhalb-
fachen Höchstbeitragsgrundlage) auf 75% angehoben. 
Wie bisher gebühren die Zuschüsse im Erkrankungsfall ab 
dem elften Tag und bei Eintritt eines Unfalles ab dem ersten 
Tag der Entgeltfortzahlung. Für die Berechnung der 

Dienstnehmeranzahl gilt ausnahmslos der Durchschnitts-
wert des vergangenen Kalenderjahres. Bislang waren  
geringfügige Überschreitungen unter bestimmten Voraus-
setzungen zulässig. Die neue Regelung ist auf Entgelt- 
fortzahlungstage infolge Krankheit und Unfall, die nach 
dem 30.6.2018 eingetreten sind bzw. sich ereignet haben, 
anzuwenden.

SENKUNG DES BEITRAGES ZUR ARBEITS-
LOSENVERSICHERUNG (ALV) BEI NIED-
RIGEN EINKOMMEN AB 1.7.2018

monatliche Beitragsgrundlage in € ALV-Beitrag

ab 1. Jänner 2018 ab 1. Juli 2018

bis 1.381,00 bis 1.648,00 0%

1.381,01 – 1.506,00 1.648,01 bis 
1.798,00

1%

1.506,01 – 1.696,00 1.798,01 bis 
1.948.00

2%

ab 1.696,01 ab 1.948.01 3%

DIE WICHTIGSTEN VERÄNDERLICHEN 
WERTE IN DER SOZIALVERSICHERUNG FÜR 
DAS JAHR 2019 WERDEN VORAUSSICHT-
LICH BETRAGEN:

Werte 
2018
in

voraus-
sichtliche 
Werte 2019

Aufwertungszahl 1,029 1,020

Geringfügigkeitsgrenze, 
monatlich

438,05 446,81

Dienstgeberabgabe: 
Grenzwert für 
Pauschbetrag

657,08 670,22

Höchstbeitragsgrund-
lage, täglich

171,00 174,00

Höchstbeitragsgrund-
lage, monatlich

5.130,00 5.220,00

Höchstbeitragsgrund-
lage jährlich für Sonder-
zahlungen (für echte 
und freie DN)

10.260,00 10.440,00

Höchstbeitragsgrund-
lage, monatlich für 
freie Dienstnehmer 
ohne Sonderzahlung

5.985,00 6.090,00

Auflösungsabgabe 128,00 131,00

Beträge in €
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ARBEITSZEITAUFZEICHNUNGEN , REISE-
KOSTENABRECHNUNGEN UND FAHRTEN-
BUCH: IMMER AKTUELL!
Bitte achten Sie auf exakteste Aufzeichnungen, da diese so-
wohl bei Abgabenprüfungen als auch in arbeitsrechtlichen 
Streitfällen und Prüfungen durch das Arbeitsinspektorat 
unbedingt erforderlich sind! Es gibt nochmals verschärfte 

IHRE WEBSITE
Wir weisen nochmals darauf hin, dass Sie großen Wert auf 
die Wartung ihrer Website legen sollten. Es kommt immer 
wieder vor, dass es vor allem im Zusammenhang mit Be-
triebsprüfungen zu erhöhtem Aufklärungsbedarf wegen 
nicht aktueller oder mangelhaft gewarteter Websites 
kommt. 

NEUE LANDESFÖRDERUNG: DIGITALISIE-
RUNGSOFFENSIVE FÜR DIE SALZBURGER 
WIRTSCHAFT
Wenn Sie sich für Ihr Unternehmen entscheiden, künftig 
neue, digitale Technologien einzusetzen, gibt es ab 1. No-
vember 2018 finanzielle Unterstützung vom Land Salzburg. 

Die neue Förderaktion für klein- und mittelständische Be-
triebe des Wirtschaftsressorts unterstützt drei Maßnahmen:

1. Digi-Start
 Projektgrößen bis EUR 15.000,- bis zu 50%

2. Digi-Invest
 Realisierung von ersten Maßnahmen und kleinere Inves-

titionen (Projektgrößen bis zu E 100.000,-, Direktzuschuss 
bis zu 30%)

3. Digi-Bonus
 Er soll einen Anreiz besonders für das produzierende 

Gewerbe setzen, bei größeren Investitionen in Moderni- 
sierungen, Technologien und Betriebserweiterungen 
auch Digitalisierungsmaßnahmen und "Industrie 
4.0-Konzepte" zu berücksichtigen.

Die Förderaktion startet mit 1. November 2018 und ist vor-
erst auf zwei Jahre angelegt. Das Land Salzburg stellt dafür 
Mittel in der Höhe von EUR 2,4 Millionen Euro bereit, wo-
durch Investitionen in der Höhe von bis zu EUR 12 Millionen 
ausgelöst werden können.
 
Weitere Informationen zur Förderung finden Sie unter folgen- 
dem Link:
https://www.salzburg.gv.at/themen/wirtschaft/
wirtschaftsfoerderung/digitalisierungsoffensive

FAMILIENHAFTE MITARBEIT IN BETRIEBEN
Wenn in einem Betrieb Ehepartner, Kinder oder sonstige
Verwandte mitarbeiten, stellt sich stets die Frage, ob diese 
Mitarbeit ein Dienstverhältnis begründet (mit allen steu-
erlichen und sozialversicherungsrechtlichen Konsequen-
zen) oder ob diese Mitarbeit bloß familienhafte Mithilfe 
darstellt.

Folgende Kriterien sind für die Beurteilung der Frage, ob
ein Dienstverhältnis vorliegt oder nicht, maßgebend:
■ Verwandtschaftsgrad
■ Ausmaß und Häufigkeit der Tätigkeit
■ Rahmenbedingungen der Tätigkeit
■ Getroffene Vereinbarung

Weiterführende Detailinformationen zu diesem Thema so- 
wie das Musterformular zur Vereinbarung einer familien-
haften Mitarbeit entnehmen Sie bitte unserer Website unter
dem Menüpunkt WINNER.INFO oder unter „DOWNLOADS

INTERNA

NEUE MITARBEITERINNEN

ZUR ERINNERUNG 

Strafbestimmungen bei nicht oder nicht korrekt geführten 
Aufzeichnungen!

Bei eventuellen Fragen wenden Sie sich bitte an unsere 
Spezialisten in der Lohnverrechnungsabteilung. 

Seit August 2018 verstärkt die geprüfte Bilanzbuchhalterin 
Claudia Nindl unser Team. Die einschlägig praxiserprobte 
Zellerin unterstützt die Bilanzierungsabteilung und ist in 
der kurzen Zeit bei uns bereits eine unverzichtbare Mitar-
beiterin geworden.   

Bereits im Februar 2018 ist die aus Saalfelden stammende 
Yasmin Riedlsperger in unsere Buchhaltungsabteilung 
eingetreten. Die studierte Sport- und Eventmanagerin hat 
sich zwischenzeitlich sehr gut eingelebt und unterstützt 
unser qualifiziertes Buchhaltungsteam tatkräftig und mit 
vollem Einsatz.  
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Hans Hartl
Im Jahr 1985 ist Hans Hartl aus dem Gemeindedienst 
kommend in unsere Kanzlei eingetreten und war jahr-
zehntelang als Bilanzbuchhalter tätig. Alle, die ihn und 
seine Arbeitsweise kennen, wissen um seine akribische 
und verlässliche Erledigung. Auf ihn kann man sich zu 100% 
verlassen. Alles, was er vorbereitet und erledigt, ist durch-
dacht, eigenständig konzipiert und gewissenhaft ausge-
führt. So wie es ein Bergsteiger und Kletterer auf seinen 
Touren macht.

Ebenfalls seit August 2018 ist Melanie Leitinger aus Lofer 
bei der WINNER Steuerberatung KG beschäftigt. Nach 
mehrjährigen Praxisjahren in Buchhaltungsabteilungen bei 
anderen Unternehmen sind wir sehr erfreut, dass sie nun 
Bestandteil unseres Teams ist. 

MITARBEITER/INNEN IM RUHESTAND

Günter Mitteregger
Nach über 45 Dienstjahren tritt der langjährige Leiter un-
serer Personalverrechnung, Günter Mitteregger, in seinen 
wohlverdienten Ruhestand. Alle, die ihn kennen, wissen 
um seine hervorragende Beratung in allen Fragen der Ge-
haltsabrechnung. 
Aber auch im Bereich des Arbeitsrechtes und all damit zu-
sammenhängender Vorschriften war er oft Auskunftstelle 
nicht nur für uns und für Klienten, sondern auch für Anwälte 
mit arbeitsrechtlichen Fragestellungen und für Vertreter 
der Arbeitnehmerbehörden. 
Durch sein praktisches Denken und seinen wertschät-
zenden Umgang hat er bei vielen (heiklen) abgabenrecht-
lichen Prüfungen pragmatische Lösungen erwirkt und meist 
für alle Beteiligten wirtschaftlich akzeptable Prüfungsab-
schlüsse zustande gebracht.

Gertrude Schwaiger
Ebenfalls in den 1970er Jahren, 2 Jahre nach Günter Mitter- 
egger, ist im Jahr 1975 Gertrude Schwaiger in unser Unter- 
nehmen eingetreten. Nach der Ausbildung zur Bilanz-
buchhalterin war sie jahrzehntelang für die Erstellung 
von Jahresabschlüssen verantwortlich. Mit ihrer feinen, 
genauen und gewissenhaften Art, Dinge zu erledigen, ist 
sie bei all von ihr betreuten Klienten sehr geschätzt gewesen. 
Jahrelang war sie in der Kanzlei den Jüngeren Lehrmei-
sterin und hat viele das Handwerk der Bilanzierung von 
Grund auf gelehrt. In den letzten Jahren betreute sie ge-
wissenhaft unsere interne Leistungsverrechnung und  
Honorarerstellung. 

Mit den drei in den Ruhestand Übertretenden verlieren wir äußerst tüchtige und sehr wertvolle Mitarbeiter, bei denen 
ich mich in meinem und im Namen des Senior-Chefs ganz herzlich für all die Jahre ihrer Tätigkeit bedanken möchte. 
Jeder Abgang von Fachkräften hinterlässt große Lücken, die uns den Wert von Mitarbeitern besonders vor Augen 
führen. Dies mit einem weinenden Auge betrachtend. 

Mit einem lachenden Auge betrachtend mögen sie ihren wohlverdienten Ruhestand genießen. Ich wünsche allen 
dreien für ihren neuen Lebensabschnitt viel Gesundheit, Erfüllung und Zeit mit ihren Familien und für ihre Hobbies.
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WIR BEDANKEN UNS FÜR IHRE TREUE UND WÜNSCHEN IHNEN JETZT SCHON EIN  
GESEGNETES WEIHNACHTSFEST UND EIN GESUNDES, FRIEDVOLLES UND ERFOLG- 
REICHES JAHR 2019!


